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Amtsblatt Nr. 5/2025 
 

 

 
 

Wahl zum 21. Deutschen Bundestag am 23.02.2025  

Bekanntmachung des Kreiswahlleiters des Wahlkreises 254 Neu-Ulm  

der zugelassenen Kreiswahlvorschläge 
 
 
Die o.g. Bekanntmachung liegt diesem Amtsblatt als Anlage 1 bei. 

 
Az. 21-0041.3                     LABl NU S. 12/2025 
_______________________________________________________________________________________ 

 

Satzung zur Änderung der Verbandssatzung für den Zweckverband  

gemeindliche Datenverarbeitung im Landkreis Neu-Ulm 
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes gemeindliche Datenverarbeitung im Landkreis Neu-Ulm hat 
in Ihrer Sitzung vom 22.01.2025 die Satzung zur Änderung der Verbandssatzung für den Zweckverband ge-
meindliche Datenverarbeitung im Landkreis Neu-Ulm beschlossen. Diese Satzung wird hiermit gemäß Art. 48 
Abs. 3 Satz 1 KommZG bekannt gemacht. Die Satzung zur Änderung der Verbandssatzung liegt diesem 
Amtsblatt als Anlage 2 bei. 

 
Az. 21                      LABl NU S. 12/2025 

 
_______________________________________________________________________________________ 

 

 

Allgemeinverfügung zur Anordnung von Beschränkungen für Versammlungen 

 im unmittelbaren Außenbereich der Ratiopharm Arena 
 
 
Die o.g. Allgemeinverfügung liegt diesem Amtsblatt als Anlage 3 bei. 

 
Az. 24                                LABl NU S. 12/2025 

 
gez. Eva Treu, Landrätin 

 

 
 

 

Anlage 1 

Anlage 2 

Anlage 3 



Bekanntmachung des Kreiswahlleiters 
des Wahlkreises 254 Neu-Ulm 

der zugelassenen Kreiswahlvorschläge 
für die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag 

am 23. Februar 2025 

vom 30.01 .2025 

Auf Grund des § 26 Absatz 3 Satz 2 des Bundeswahlgesetzes (BWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 (BGBl. I S. 1288, 1594), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 7. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 91) in Verbindung mit § 38 der Bundeswahlordnung 
(BWO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 2002 (BGBl. I S. 1376) geändert 
worden ist, diese wiederum zuletzt geändert durch Artikel  der Verordnung vom 
12. September 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 283), gebe ich die vom Kreiswahlausschuss in der Sitzung 
am 24.01.2025 für die Wahl des 21. Deutschen Bundestages im Wahlkreis 254 Neu-Ulm 
zugelassenen Kreiswahlvorschläge bekannt. 

Zugelassene Kreiswahlvorschläge 

Die Reihenfolge und Nummerierung der Kreiswahlvorschläge ergibt sich aus § 30 Absatz 3 BWG, 
sie ist daher nicht fortlaufend. Die Bewerberinnen und Bewerber in den Kreiswahlvorschlägen sind 
nachstehend in der in § 38 Satz 4 in Verbindung mit § 34 Absatz 1 Satz 2 BWO vorgeschriebenen 
Form aufgeführt. 

Nr. Kreiswahlvorschlag 
- Bewerber/-in 

1 Christlich-Soziale Union in Bayern e.V. (CSU) 
Engelhard, Alexander Karl 
Bundestagsabgeordneter, Dipl.-Wirtschaftsingenieur (FH) 
Geboren: 1972, Ulm 
89264 Weißenhorn 

2 Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) 
Blich, Andreas 
Gruppenleiter Versandlogistik 
Geboren: 1991, Neuruppin 
89250 Senden 

3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜNE) 
Artun, Alpay 
Softwareentwickler 
Geboren: 1987, Schongau 
89231 Neu-Ulm 

4 Freie Demokratische Partei (FDP) 
Hecht, Henrik 
Systemingenieur (EDV) 
Geboren: 1995, Ulm 
89075 Ulm 

5 Alternative für Deutschland (AfD) 
Mannes, Gerd Michael 
Landtagsabgeordneter, Dipl.-Ingenieur Maschinenbau (TU) 
Geboren: 1969, Leipheim 
89340 Leipheim 
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Nr. Kreiswahlvorschlag 
- Bewerber/-in 

6 FREIE WÄHLER (FREIE WÄHLER) 
Baygül, Ahmet 
Krankentransportunternehmer 
Geboren: 1978, Günzburg 
89331 Burgau 

7 Die Linke (Die Linke) 
Le Claire, Vincent 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter 
Geboren: 1989, Ludwigslust 
89350 Dürrlauingen 

8 Basisdemokratische Partei Deutschland (dieBasis) 
Dr. Müller, Ralf 
Humanbiologe 
Geboren: 1963, Ulm 
89250 Senden 

9 PARTEI MENSCH UMWELT TIERSCHUTZ (Tierschutzpartei) 
Weiser, Stephanie Maria Barbara 
Marketing-Managerin 
Geboren: 1979, München 
86381 Krumbach (Schwaben) 

10 

11 

12 

13 Volt Deutschland (Volt) 
Lipp, Florian Martin 
Produktentwickler 
Geboren: 1989, Günzburg 
89312 Günzburg 

14 Partei der Humanisten - Fakten, Freiheit, Fortschritt (PdH) 
Lachenmayer, Raphael Jonas 
Qualitätssicherungsbeauftragter Stromnetzbau 
Geboren: 1997, Krumbach (Schwaben) 
86480 Aletshausen 

15 

16 BÜNDNIS DEUTSCHLAND (BÜNDNIS DEUTSCHLAND) 
Miller, Robin Christopher 
Serviceleiter 
Geboren: 1991, Illertissen 
89257 Illertissen 

Neu-Ulm, den 30.01 .2025 

Stefâ.d Hatzelmann 

Stellv. Kreiswahlleiter 
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Satzung zur Änderung 

der Verbandssatzung 

für den 

Zweckverband gemeindliche Datenverarbeitung im Landkreis Neu-Ulm 

 

 

Der Zweckverband gemeindliche Datenverarbeitung im Landkreis Neu-Ulm erlässt gemäß Art. 19 
Abs. 1 und Art. 20 des Gesetzes über Kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 20. Juni 1994 (GVBl. S. 555, 1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-I), das zuletzt durch  
§ 8 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 385, 586) geändert worden ist, folgende Änderung der 
Verbandssatzung: 

 

§ 1 

§ 4 der Verbandssatzung erhält folgende Fassung: 

§ 4 Aufgaben des Zweckverbandes 

(1) Der Zweckverband übernimmt für die Verbandsmitglieder, deren Verwaltungsgemeinschaften so-
wie den von Ihnen verwalteten Zweck- und Schulverbänden 

a) die Erstellung der Jahresrechnung und der Vierteljahres-, der Jahresrechnungs- und der Schulden-
statistik, sowie die Meldung des Gewerbesteueraufkommens, 

b) die Anlagenbuchhaltung von gebührenfinanzierten kostenrechnenden Einrichtungen 

c) die Vorbereitung sowie die nachfolgende kostenpflichtige Beauftragung eines Steuerberaters zur 
Erstellung der Bilanzen sowie der Steuererklärungen für die unter § 4 Abs. 1 Buchstabe b) fallenden 
Betriebe gewerblicher Art, soweit kein steuerlicher Querverbund vorhanden ist oder die Verbands-
mitglieder dies nicht selbst übernehmen, 

d) die Voranmeldung der Umsatzsteuer sowie die Vorbereitungen zur Jahresabrechnung der Umsatz-
steuer, 

f) für die Grund- und Gewerbesteuer: die Steuerveranlagung, die Steuereinhebung und die zwangs-
weise Beitreibung. 

Außerdem stellt er den Mitgliedsgemeinden, deren Verwaltungsgemeinschaften, sowie den von 
ihnen verwalteten Zweck- und Schulverbänden, die EDV-Technik zur Führung der Haushalts- und Ver-
mögenssachbücher, sowie für die automatisierte Bearbeitung des Einwohnermeldewesens zur Verfü-
gung. Durch Entscheidung des jeweils zuständigen Verbandsorgans kann weitere Hard- und Software 
beschafft und zur gemeinsamen Nutzung zur Verfügung gestellt werden. 

Der Zweckverband berät und unterstützt die Verbandsmitglieder bei der Aufstellung der Haushalts-
pläne und in allen Fragen des gemeindlichen Finanzwesens. 

(2) Der Zweckverband stellt das zur Erfüllung seiner Aufgaben notwendige Personal. 
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(3) Neben der Erfüllung seiner eigentlichen Aufgaben gem. Absatz 1 kann der Zweckverband in unter-
geordneter Weise für andere Körperschaften die in § 4 genannten weiteren Dienstleistungen erbrin-
gen. Die weiteren Dienstleistungen können auch den Mitgliedsgemeinden angeboten werden. 

Voraussetzung hierfür ist, dass die entsprechenden Körperschaften die dafür anfallenden Kosten un-
abhängig von § 23 dieser Satzung komplett übernehmen. Ausgenommen hiervon ist die Regelung in 
§ 23 Abs. 3 und 4 dieser Satzung. 

 

§ 2 

§ 23 der Verbandssatzung erhält folgende Fassung: 

§ 23 Deckung des Finanzbedarfs 

(1) Der Zweckverband erhebt von den Verbandsgemeinden eine Umlage. 

(2) Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte persönliche und sachliche Aufwand des Zweckver-
bandes wird auf die Verbandsmitglieder nach folgender Regel umgelegt: 

40 % des Aufwandes nach der Zahl der Buchungen im Sachbuch des vorletzten Rechnungs-
jahres 

50 % des Aufwandes nach der Zahl der Realsteuerpflichtigen am 15.08. des Vorjahres. Sind 
für einen Zahlungspflichtigen mehrere Messbeträge festgesetzt, so ist er mit der Zahl der 
Messbeträge zu berücksichtigen. 

10 % nach der letzten vom statistischen Landesamt veröffentlichten Einwohnerzahl. 

(3) Verwaltungsgemeinschaften und Schulverbände der Verbandsgemeinden, welche Buchungsarbei-
ten auf den Systemen des Zweckverbandes durchführen, zahlen pro Buchungsfall die gleiche Umlage 
wie die Verbandsgemeinden. 

(4) Führen von Mitgliedsgemeinden verwaltete Zweckverbände Buchungsarbeiten auf den Systemen 
des Zweckverbandes durch, so haben sie je Buchung im Sachbuch den 1,6-fachen Betrag wie die Mit-
gliedsgemeinden zu entrichten. 

 

§ 3 Inkrafttreten 

Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 

 

Illertissen, den 22. Januar 2025 

 

Mathias Stölzle 
Verbandsvorsitzender 



Vollzug des Bayerischen Versammlungsgesetzes (BayVersG); 
Allgemeinverfügung zur Anordnung von Beschränkungen für Versammlungen im 
unmittelbaren Außenbereich der Ratiopharm Arena, Europastraße 25, 89231 Neu-Ulm in 
der Zeit von Mittwoch 05.02.2025 8:00 Uhr bis 24:00 Uhr zum Schutz der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung die bei der Durchführung von Versammlungen unmittelbar 
gefährdet ist. 

Das Landratsamt Neu-Ulm erlässt gemäß Art. 35 Satz 2 des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) i. V. m. Art. 15 Abs. 1 Bayerisches 
Versammlungsgesetz (BayVersG) folgende 

Allqemeinverfüqunq: 

I. Versammlungen werden in der Zeit von Mittwoch 05.02.2025 8:00 Uhr bis 24:00 Uhr 
gemäß Art. 15 Abs. 1 BayVersG wie folgt beschränkt: 

1. Versammlungen im unmittelbaren Außenbereich der Ratiopharm Arena Neu-Ulm sind 
nicht zugelassen (siehe Übersichtsplan — rote Markierung). 

2. Als Ausweichfläche für geplante oder ungeplante Versammlungen steht die Fläche 
zwischen Wileystraße 12 und dem Wiley Club, Neu-Ulm zur Verfügung (siehe 
Übersichtsplan — gelbe Markierung). 

3. Im unmittelbaren Außenbereich der Ratiopharm Arena Neu-Ulm (siehe 
Übersichtsplan — rote Markierung) ist es nicht gestattet, Banner oder ähnliche 
Gegenstände anzubringen. 

II. Bei Zuwiderhandlungen gegen die sich aus Nr. I. 1. und Nr. I. 3. ergebenden Pflichten 
werden folgende Zwangsmittel angedroht: 

1. Nutzung des unter Nr. I. I. bezeichneten Bereichs für Versammlungen unter freiem 
Himmel: 

Anwendung unmittelbaren Zwangs durch die Polizei. 

z. Befestigen von Gegenständen entgegen Nr. I. 2.: 

Ersatzvornahme (Beseitigung der Gegenstände auf Kosten des/der Verursachers). 

III. Die sofortige Vollziehung der Nrn. I. und II. wird angeordnet. 

IV. Diese Allgemeinverfügung tritt am Mittwoch, 05.02.2025 in Kraft und am 06.02.2025 
außer Kraft. Sie gilt am Tag nach der Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises 
Neu-Ulm als bekannt gegeben. 
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Gründe:

I• 

Im Rahmen des Basketball „EuroCap" findet am 05.02.2025 ab 19:00 Uhr das Spiel der 
Basketballmannschaften Ratiopharm Ulm gegen Hapoel Tel Aviv in der Ratiopharm Arena 
Neu-Ulm statt. Die Begegnung wirkt sich räumlich auf den unter Nr. I. dargestellten Bereich, 
also rund um die Ratiopharm Arena mit Parkplatz und angrenzende Bereiche aus. Die 
Gastmannschaft und ihre Delegation unterliegen einer deutlich erhöhten Gefährdung. Pro-
palästinensische Protestformen erreichen seit dem terroristischen Überfall der HAMAS auf 
Israel am 7. Oktober 2023 bei Versammlungen, aber auch Iosgelöst davon, Eskalationsstufen, 
die oftmals in gewalttätigen Aktionen enden. Ihkriminierte Ausrufe, das Zeigen von Symbolen 
verfassungswidriger Organisationen, Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit und 
Sachbeschädigungen, die sich gegen Israel, jüdische Einrichtungen, aber auch gegen 
staatliche Einrichtungen der Bundesrepublik Deutschland und deren Sicherheitsbehörden 
richten, sind Parameter, die die Erforderlichkeit besonderer Schutzmaßnahmen zugunsten der 
Basketballdelegation begründen. Insbesondere die aktive Pro-palästina Szene im Raum 
Ulm/Langenau sorgen für ein, erhöhtes Gefahrenrisiko, da es zurückliegend vermehrt zu einem 
entsprechenden Demonstrationsgeschehen, zuletzt auch zu strafrechtlich relevanten 
Verhalten wie bspw. Hackenkreuzschmierereien kam. 

II: 

1. Das Landratsamt Neu-Ulm ist zum Erlass dieses Bescheides (Allgemeinverfügung) örtlich 
und sachlich zuständig (Art. 24 Abs. 2 S. 1 des Bayerischen Versammlungsgesetzes -
BayVersG I. V. m. Art. 3 Abs. 1 Nr. 4 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes -
BayVwVfG). 

2. Gemäß Art. 15 Abs. 1 BayVersG kann die zuständige Behörde eine Versammlung 
beschränken, wenn nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung erkennbaren Umständen 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bei Durchführung der Versammlung unmittelbar 
gefährdet ist. 

Die öffentliche Sicherheit umfasst hierbei die Individualrechtsgüter Leben, Gesundheit, 
Freiheit, Ehre, Eigentum und Gemeinschaftsrechtsgüter der Integrität der Rechtsordnung, 
Bestand und Funktionsfähigkeit des Staates und seiner Einrichtungen sowie.die tragenden 
Prinzipien der verfassungsmäßigen Ordnung. Unter öffentlicher Ordnung sind dabei die 
ungeschriebenen Verhaltensregeln, deren Einhaltung nach den Vorstellungen der 
Menschen im jeweiligen Rechtsraum für ein geordnetes staatsbürgerliches 
Zusammenleben unverzichtbar sind, zu verstehen. 

Der Art. 15 BayVersG beschreibt Beschränkungen, Verbote, Auflösung von 
Versammlungen und ist auf die in Nummern I und II beschriebenen Aktionen anzuwenden. 
Eine Versammlung ist eine örtliche Zusammenkunft mehrerer Personen zur 
gemeinschaftlichen, auf die Teilhabe an der öffentlichen Meinungsbildung gerichteten 
Erörterung oder Kundgebung. Dazu gehören auch solche Zusammenkünfte, bei denen die 
Versammlungsfreiheit zum Zwecke plakativer oder aufsehenerregender 
Meinungskundgabe in Anspruch genommen wird. Der Schutz ist nicht auf Veranstaltungen 
beschränkt, auf denen diskutiert wird, sondern umfasst vielfältige Formen gemeinsamen 
Verhaltens bis hin zu nicht verbalen Ausdrucksformen. 

Nicht zuletzt auf Grund der aktuellen innen- und außenpolitischen Lage des Staates Israel 
wird die Veranstaltung im medialen und öffentlichen Interesse stehen, weshalb der 
Kreisverwaltungsbehörde unter Einbeziehung der Polizei Neu-Ulm eine besondere 
Verpflichtung zum Schutz aller Gäste und einer störungsfreien Durchführung der 
Veranstaltung zukommt. Hierbei müssen Versuche von Personengruppierungen 
unterbunden werden, unmittelbar an die sich vor Ort befindlichen gefährdeten Personen 



und die zu schützenden Veranstaltungen heranzukommen, um Störaktionen oder 
irrationale Gefahrenhandlungen durchzuführen. 

Sportveranstaltungen unter Beteiligung israelischer bzw. jüdischer Mannschaften und 
Vereine in Deutschland entfalten insbesondere vor dem Hintergrund der terroristischen 
Angriffe auf den Staat Israel am 7. Oktober 2023 und der folgenden Eskalation des 
Konfliktgeschehens im Nahen Osten eine besondere Gefährdungsrelevanz. Israelische 
Mannschaften, deren Trainer und Betreuer oder deren Unterstützer als Stellvertreter des 
Staates Israel können nach den jüngsten Erfahrungen in den Fokus emotionalisierter pro-
palästinensischer Personen geraten. Die Angriffe auf israelische Fußballfans in Amsterdam 
sowie weitere Einzelsachverhalte in Deutschland und Europa haben aufgezeigt, dass auf 
Seiten pro-palästinensisch eingestellter Personen ein Gewaltpotenzial vorhanden ist, das 
sich auch in Form von körperlichen Angriffen auf jüdische oder (pro-)israelische Personen 
ausdehnen kann. Oftmals gehen diese Gewalteskalationen von zusammenstehenden 
Personen/Ansammlungen spontan und willkürlich aus. 

Das Zeigen pro-palästinensischer Symbole und das lautstarke Ausrufen von Parolen kann 
im Einzelfall als Provokation und dadurch herabwürdigend für die Gastmannschaft und 
deren Delegation erscheinen, insbesondere dann, wenn ihnen ein strafrechtlich relevanter 
Inhalt beizumessen ist. Derart motivierte Aktionen stellen eine Störung der öffentlichen 
Sicherheit dar und sind als solche weder durch die Meinungsfreiheit nach Art. 5 Abs. 1 GG 
noch durch die Versammlungsfreiheit nach Art. 8 Abs. 1 GG gerechtfertigt. 

Deshalb ist es zwingend erforderlich, Versammlungen im unmittelbaren Außenbereich der 
Ratiopharm Arena zu unterbinden. 

Die Sicherheitsbehörde kann deshalb die notwendigen Maßnahmen zur Verhinderung 
solcher Störungen treffen. Hierzu sind für den Bereich des Geländes der Ratiopharm Arena, 
deren Parkplatz und deren unmittelbaren Umfeldes Einschränkungen notwendig. Eine 
andere, weniger beeinträchtigende, dabei aber gleich wirksame Maßnahme kommt 
angesichts der bisher zu beobachtenden Störungsintensität und der Vielfältigkeit möglicher 
Störungsmodalitäten nicht in Betracht. Das Verbot ist geeignet, den zu besorgenden 
Störungen entgegenzuwirken. 

Angesichts der begrenzten Örtlichkeiten, der geringen Zeitspanne der 
Nutzungseinschränkung und der bereitgestellten Ausweichfläche, verbunden mit der 
Tatsache, dass eine verübte Störung ggf. zu einer Beeinträchtigung von Leib und Leben 
von Personen sowie einem nachhaltigen Schaden für die diplomatischen Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Staat Israel führt, ist die Maßnahme 
unter Berücksichtigung der Interessen der Bundesrepublik Deutschland und nach 
Abwägung aller Umstände auch erforderlich und angemessen. 

Aus diesem Grund erfolgt eine Abwägung zwischen den Interessen der einzelnen 
Betroffenen und denen der zu schützenden Gastmannschaft nebst ihrer Delegation sowie 
dem Schutz von Veranstaltungen. Im Ergebnis ist die Beschränkung der 
Versammlungsfreiheit in dem hier räumlichen und zeitlich umgrenzten Bereich 
gerechtfertigt. 

Das Anbieten einer Ausweichfläche für Versammlungen soll einerseits das Recht zur freien 
MeinungsäußerungNersammlungsfreiheit und das Schutzbedürfnis von Versammlungen 
wahren und andererseits die Schutzbedürfnisse der Sportveranstaltung, der Besucher, der 
Sportler und der Allgemeinheit gewährleisten. Dabei ist besonders die Fläche vor dem 
Haupteingang der Arena mit Antiterrorsperren durch die Polizei bereits räumlich sehr 
eingeschränkt und bietet je nach Größenordnung einer Versammlung durch die 
angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen (Geh- und Radweg, Bushaltestelle, 
Europastraße, Memminger Straße) nicht mehr ausreichend sicheren Raum. In der 
Interessenabwägung aller Belange kann die ausgewiesene Ausweichfläche den 



notwendigen Schutz bieten und gleichzeitig das Recht zur freien 
MeinungsäußerungNersammlungsfreiheit aufrechterhalten. 

Die Androhung des unmittelbaren Zwangs stützt sich auf die Art. 29, 30, 34 und 36 
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz (VwZVG). Nach Art. 29 Abs. 3 Satz 2 
VwZVG ist das Zwangsmittel möglichst so zu bestimmen, dass der Betroffene und die 
Allgemeinheit am wenigsten beeinträchtigt werden. Des Weiteren darf gemäß Art. 34 Abs. 
1 VwZVG unmittelbarer Zwang nur subsidiär gegenüber den sonstigen zulässigen 
Zwangsmitteln angewandt werden. 
Die Anwendung von Zwangsgeld ist vorliegend ungeeignet, da es sich im Zusammenhang 
einer gegebenenfalls aufzulösenden Versammlung, keine wirksame Maßnahme darstellt. 
Es ist faktisch nicht möglich, das Verbot effektiv durch ein Zwangsgeld durchzusetzen. 
Der unmittelbare Zwang ist zur Durchsetzung der Allgemeinverfügung geeignet: Durch 
seine Anwendung entsteht kein Nachteil, der erkennbar außer Verhältnis zum Zweck der 
Vollstreckung steht, da das öffentliche Interesse an der störungs- und gewaltfreien 
Durchführung der geschützten Veranstaltung das private Interesse, sich genau im 
unmittelbaren Außenbereich der Ratiopharm-Arena zu versammeln, überwiegt. 

Die Androhung der Ersatzvornahme zur Beseitigung von Bannern und ähnlichen 
Gegenständen stützt sich auf Art. 29, 30, 32 und 36 VwZVG. Das Zwangsmittel der 
Ersatzvornahme ist zur Durchsetzung der Ni. 1. 3. der Allgemeinverfügung geeignet. Die 
Entfernung von verbotenen Gegenständen stellt eine vertretbare Handlung dar. Die 
Festsetzung eines Zwangsgeldes würde keinen Erfolg erwarten lassen, so dass die 
Ersatzvornahme auch zulässig ist. Durch seine Anwendung entsteht kein Nachteil, der 
erkennbar außer Verhältnis zum Zweck der Vollstreckung steht, da das öffentliche Interesse 
an der störungs- und gewaltfreien Durchführung der geschützten Veranstaltung das private 
Interesse, Banner oder sonstige Gegenstände im unmittelbaren Außenbereich der 
Ratiopharm-Arena anzubringen, überwiegt. Als vorläufiger Kostenbetrag gem. Art. 36 Abs. 
4 S. 1 VwZVG für die Beseitigung von Bannern und ähnlichen Gegenständen werden 
zwischen 50 Euro und 500 Euro veranschlagt. Die Kosten sind abhängig vom Aufwand der 
Ersatzvornahme. Die angedrohten Zwangsmittel stehen im angemessenen Verhältnis zu 
ihrem Zweck 

3. Gemäß Art. 25 BayVersG i. V. m. § 80 Abs. 2 S. 1 Ni. 3 VwGO haben Widersprüche und 
Klagen gegen Nr. I. der Allgemeinverfügung keine aufschiebende Wirkung. 
Der Sofortvollzug für Nr. II. wird gem. § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 angeordnet. Die sofortige 
Vollziehung liegt im öffentlichen Interesse. Nach dem zugrundeliegenden Sachverhalt ist 
sie zur Verhinderung von Straftaten und für eine effektive und zeitnahe 
Gefahrenabwehr geboten. Es liegt auch ein besonderes Vollziehungsinteresse vor, da 
angesichts des unmittelbar bevorstehenden Basketballspiels Land der erheblichen 
Gefahren, die von einem ungehinderten Geschehensablauf für hochrangige 
Rechtsgüter ausgehen würden, nicht zugewartet werden kann, bis über den 
Widerspruch entschieden und das verwaltungsgerichtliche Verfahren abgeschlossen 
ist. 

4. Nach Art. 41 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG gilt bei der öffentlichen Bekanntgabe eines 
schriftlichen Verwaltungsaktes dieser zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntgabe als 
bekannt gegeben. Gemäß Art. 41 Abs. 4 S. 4 BayVwVfG kann in einer Allgemeinverfügung 
ein hiervon abweichender Zeitpunkt bestimmt werden. 

5. Die Kostenfreiheit dieses Bescheides ergibt sich aus Art. 26 BayVersG. 



Hinweise: 
1. Diese Allgemeinverfügung und ihre Begründung können im Landratsamt Neu-Ulm, 

Kantstraße 8, 89231 Neu-Ulm, zu den Geschäftszeiten am Empfang im Eingangsbereich 
des Hauptgebäudes oder im Internet unter https://intranet.landkreis-nu.de/de/2025.html 
eingesehen werden. 

2. Die sofortige Vollziehbarkeit der Nr. I. dieser Allgemeinverfügung besteht kraft Gesetzes, 
Art. 25 BayVersG. 

3. Auf die Einhaltung der sonstigen gesetzlichen Vorgaben des BayVersG wird hingewiesen, 
insbesondere auf die sich aus Art. 5 BayVersG ergebenden Teilnehmerpflichten, sowie 
das Verbot des Führens von Waffen (vgl. Art. 6 BayVersG). Diese gelten unabhängig 
davon, ob die Versammlung angezeigt wird oder nicht. 

4. Den Weisungen der Polizei als der ab Versammlungsbeginn zuständigen 
Versammlungsbehörde, ist jederzeit Folge zu leisten (vgl. Art. 24 Abs. 1, Abs. 2 Satz 
2 BayVersG). Mit Hinweis auf Art. 15 Abs. 3 bzw. Abs. 5 BayVersG bleibt die jederzeitige 
Beschränkung oder Auflösung der Versammlung bzw. der Ausschluss von teilnehmenden 
Personen, die die Ordnung erheblich stören, vorbehalten. 

5. Mit Geldbuße bis zu dreitausend Euro kann belegt werden, wer einer dieser 
vollziehbaren Anordnungen zuwiderhandelt, vgl. Art. 21 Abs. 1 Nr. 6 BayVersG. 

6. Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Veranstalter 
oder als Leiter dieser vollziehbaren Anordnung zuwiderhandelt, vgl. Art. 20 Abs. 2 Nr. 4 
BayVersG. 

Rechtsbehelfsbelehrunq:

Gegen die Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
Klage erhoben werden bei dem 
Bayerischen Verwaltungsgericht, Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg, 
Kornhausgasse 4 
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43 
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per 
einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Ab 01 .01.2022 
muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch 
einreichen. [Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt:] Kraft Bundesrechts wird in 
Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 

Neu-Ulm, 30.01 .2025 
LANDRATSAMT Neu-Ulm 

Eva TreL 
Landrätin 

Anlaqe: 
Lageplan zum Geltungsbereich der Allgemeinverfügung (Markierung in der Farbe rot) und zur 
Ausweichfläche (Markierung in der Farbe gelb) 






